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	Geschäftslei-tung des Dezernates 4
	11
	Geschäftsleitung

Die Geschäftsleitung ist für den reibungslosen Geschäftsablauf innerhalb des Dezernates notwendig.
Allg. Verwaltungsangelegenheiten des Gesamtdezernates

Stellenplanangelegenheiten, wie z.B.  Bedarfsanalyse, Stellenvermerken, Stellenhebungen inkl. Mitwirkung in der Bewertungskommission.
Organisationsangelegenheiten

Geschäftsverteilungsplan (GVP), GVP-Änderungen u. –Aktualisierungen, Umsetzung von Umstrukturierungen, Beschleunigung u. Optimierung von Arbeitsabläufen

Personalangelegenheiten

Bearbeitung von Personalangelegenheiten für ca. 190 Mitarbeitern/Innen in der ZV und ca. 270 Mitarbeitern/Innen im Rhein. Wohngruppenverbund: Personalanforderungen, Stellenausschreibungen, Stellenbesetzungen inkl. Durchführung von Vorstellungsgesprächen, Versetzungen, Umsetzungen, Eingruppierungen, Bearbeitung von Anträgen auf Heim/-Telearbeit, Sicherstellung von Unterschrifts- und Anordnungsbefugnissen, Bewirtschaftung des Budgets für externe Einzelfortbildungen (z. Zt. rd. 9.000 EUR jrl. f. ca. 15 Einzelfortbildungen), Einsatzplanung von Nachwuchskräften, Berufspraktikanten, Referendaren und Praktikanten

Sicherstellung von Schwerbehindertenbelangen

Integrationsvereinbarung, Betriebliches Eingliederungsmanagement gem. § 84 Abs.2 SGB IX (für alle Beschäftigten), Beantragung und Koordination der Beschaffung von behindertengerechter Büroausstattung

Registratur / Schreibdienst

Registratur: Sicherstellung einer funktionierenden Registratur für das Gesamtdezernat mit ca. 40.000 nach Fachbereichen untergliederten Aktenordnern im Landeshaus und einer Verteilerstation im Horion-Haus. Schreibdienst: Für die noch anfallenden Schreibarbeiten im Dezernat steht eine halbe Stelle zur Verfügung

Trägerangelegenheiten der Rhein. Förderschulen für Emotionale und Soziale Entwicklung

Vertragliche Angelegenheiten zwischen der Stadt Krefeld und dem LVR als Schulträger i.R. des bestehenden Kooperationsvertrages, Realisierung von Kostenerstattungsansprüchen, Abstimmungen schulrechtlicher Anforderungen mit Aufsichtsbehörden, Koordination von Vertragsangelegenheiten mit GLM und Kämmerei, terminliche Überwachung und Koordination des Stellenbesetzungsverfahrens für Rektoren und Konrektoren.
Landesjugendhilfeausschuss, Unterausschüsse, Jugendhilfekonferenzen

Vorbereitung, Durchführung und Nachbereitung von jrl. 7 LJHA-Sitzungen und jeweils 7 Sitzungen der beiden Unter-ausschüsse, 2 Jugendhilfekonferenzen inkl. Koordination der Dokumentation und 1 gemeinsame Sitzung mit dem LJHA/LWL. Aufstellung und Abstimmung der Tagesordnung mit dem Vorsitzenden, Sicherstellung von Mitzeichnungsverfahren bei Vorlagen, Überwachung der Termineinhaltung, Klärung von Fragen der Geschäftsordnung, Vorbereitung und Durchführung der Wahl des Vorsitzenden.

Protokollierung der LJHA-Sitzungen, Erstellung der Niederschriften und der Vorabinfos, Weitergabe von Beratungsergebnissen an Fachämter und Ausschuss-betreuer, Führung und Überwachung der Restelisten, Durchführung von Aufträgen aus dem LJHA (z.B. Erstellung und Versand von Resolutionen)
	Zum 01.01.2007 ist der Wohngruppenverbund in eine andere Rechtsform überführt worden. Seitdem werden die anfallenden Verwaltungstätigkeiten von dort eigenverantwortlich wahrgenommen.

An einer E 5 – Stelle in der Registratur ist ein kw-Vermerk ausgewiesen, der im Laufe des Jahres 2007 durch altersbedingtes Freiwerden realisiert werden kann.  

Ein Projekt zur Erprobung der elektronischen Akten-verwaltung kann kurzfristig starten. Sollte die elektronische Akte eingeführt werden, sind mittelfristig weitere Stellen entbehrlich

Als Folge der Rechtsformänderung bietet sich eine Zuständigkeitsverlagerung der Schulträgerverant-wortung für die Schulen an den Standorten Krefeld und Solingen zum Schulverwaltungsamt an.
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	Haushaltsangelegenheiten

Aufstellung u. Zentrale Bewirtschaftung des Haushalts Jugend Einzelplan 4C, Steuerung aller Einnahmen u. Ausgaben

Haushaltsvolumen 2006 LV-Mittel:

6,4 Mio EUR

Haushaltsvolumen 2006 Landesmittel:

110 Mio EUR (ohne Betriebskostenförderung Kindergärten),

-
Erstellen von unterjährigen Prognosen für   die Haushaltsentwicklung zu 3 Terminen,

-
Abrechnung von Pflegekosten für Leistungen an Deutsche im Ausland,

-
Insolvenzverfahren,

-
Zentrale Stelle für Prüfungsbemerkungen der verschiedenen Prüfungsämter

-
Mitarbeit in verschiedenen Projektgruppen, u.a. AG Verwaltungsstrukturreform.

Personalkostenplanung

-
Feststellung des Personalkostenbedarfs im Rahmen der Planung und Unterstützung der jeweils für Personal zuständigen Stellen für folgende Bereiche bzw. Budgets:

-
Dezernatsleitung und Landesjugendamt  (40-43)

-
Schulverwaltungsamt u. Rhein. Schulen (44 und 420 bis 482)

-
Planabstimmung mit den betroffenen  Bereichen und dem Zentralen Controlling   (21.20) zur Festlegung der Budgets,

-
Bewirtschaftung der drei Personalkostenbudgets unter Berücksichtigung der bestehenden Rahmen-bedingungen(Personalbestand ca. 1.300 Mitarbeiter/innen)    

- 
Monatliche Überwachung und Auswertung   der Ist-Ausgaben nit Prognose der  voraussichtlichen Jahresergebnisse für das Zentrale Controlling (Kämmerei) und  Leitungsfunktionen des Dezernates  (Volumen: 48,8 Mio EUR),

- 
Berücksichtigung unterjähriger  Veränderungen, Erkennen und Darstellen von Risiken und evtl. Abstimmung mit den Betroffenen Bereichen; falls möglich, Aufzeigen von Gegenmaßnahmen für die Entscheidungsträger.

Dezernatsinterne Budgetierung

Aufteilung der zur Verfügung stehenden Mittel für Personal, Dienstreisen und Fortbildung  und regelmäßiges Berichtswesen während des Jahres.

Berichtswesen und Reporting

-
Aufbau und Pflege eines Berichtssystems

- 
Aufbereitung der Daten für Vergleiche und   Verdichtung zu Gesamtergebnissen

-
Datenanalyse - und falls erforderlich -  Abgabe von                    Empfehlungen zu den  Ergebnissen

-
Entwicklung und Weiterentwicklung eines  Ziel- und Kennzahlensystems mit und für die Entscheidungsträger

Kosten- und Leistungsrechnung

Konzeption und Aufbau einer Kosten- und Leistungsrechnung sowie Weiterentwicklung zu einer Kostenträgerrechnung, Anpassung an die NKF-Anforderungen, Mitwirkung bei der Definition von Produkten und Produktgruppen und bei  der Erstellung entsprechender Ergebnis- und Finanzpläne

Projektarbeit

Mitarbeit bei der Einführung von NKF im Dezernat und in verschiedenen Controlling-Arbeitsteams

IS-Koordination

-
Grundsatzangelegenheiten der Datenverarbeitung im Dezernat 4
-
IS-Koordination für IS- und            
 Rationalisierungsangelegenheiten
-
Rationalisierung und Koordinierung von Verwaltungsabläufen (ADV),

- 
Entwicklung und Pflege von DV-Verfahren   nach dem Phasenmodell mit Voruntersuchung, Ist-Aufnahme/-Analyse,   Erstellen eines Sollkonzepts,                          Wirtschaftlichkeitsberechnungen, Detailorganisation, Projektmanagement und Qualitätskontrolle bis zur               Programmfreigabe, Einleitung von      Beteiligungsverfahren LPVG,

-
Qualitätssicherung

- 
Anwenderschulung und –betreuung,   Betreuung von Hard- und Software, besondere Arbeitsplatzausstattungen, insbesondere im Schulbereich,

-    Pflege des Internetauftritts Jugend und Schulen,

-
Zusammenarbeit mit Prüfungseinrichtungen

Aktuelle Projekte

-
Elektronische Archivierung  (Konzeptphase) 

-
Pflege und Updates von ASIS, BFS und ABSAV

-
Win-GSV (amtliche Schulstatistik)

-
Visitour (Vereinfachung der Abwicklung des Schülerspezialverkehrs)

-
ITSU (Neuausrichtung IS-Koordination)


	Auch hier wirkt sich die Rechtsformänderung 

arbeitsentlastend aus.

Auch hier wirkt sich die Rechtsformänderung arbeits-entlastend aus. 

Die Entwicklung soll zunächst über das Haushaltsjahr 2007 beobachtet werden, um den Umfang der Arbeitsentlastung für das  Amt 41 (siehe hierzu auch den Hinweis unten: Trägerverantwortung Seite 8) dann abschließend zu bewerten.
1 Stelle (41.12 060) in der ISKO kann aufgrund der Rechtsformänderung entfallen.

.
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	I.
Beratung der Jugendämter in Fragen erzieherischer Hilfen nach 

     §§27 ff SGB VIII

I. Schutz von 

Kindern und 

Jugendlichen 

in Einrichtun-

gen und Bera-

tung von Ein-

richtungen
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	1. Beratung (§ 85 II Nr. 1,5 SGB VIII)

-
Organisationsberatung : 


Coaching (Einzelcoaching / Leitungscoaching), Kurzberatungen und die Begleitung umfangreicher OE - Prozesse.

-
Fachberatung erfolgt schwerpunktmäßig in den Bereichen „Leistungsrecht“, Familienpflege nach § 33 SGB VIII, ambulante Hilfen, Beratung in schwierigen Einzelfällen und 
     Fachfragen zur Arbeit sozialer Dienste.

2.
Andere Aufgaben (§ 85 II Nr.1,9)

-
Fortbildung (Zertifikatskurse, Seminare, Inhouse, Informationsveranstaltungen),

-
Moderationsaufgaben wie auch die Arbeit in diversen Gremien oder Forschungsprojekten (z.B. Case-Management, Family Group Conference, Anti- Gewalt-Training und Rechtsvergleich zwischen NL, B und D),

-
Hilfe für Deutsche im Ausland

-
Schutz von Kindern und Jugendlichen in Einrichtungen

     (§ 85 II Nr. 6)

-
 Beratung von Einrichtungen

     (§ 85 II NR. 7)

-
Vermittlung zwischen Einrichtung und Jugendamt

     (§ 85 II Nr.2) 

-
Fortbildung zum § 35a SGB VIII

     (§ 85 II Nr. 7)
	
1. Istsituation

   Gerade auf dem Hintergrund “kleinerer Jugend-ämter” mit einem hohen Maß an Anpassung von Organisationstrukturen in Verbindung mit “leeren Kassen” bietet Organisationsberatung ein maßge-schneidertes Angbot der Qualitätsoptimierung an. Fachberatung unterstützt die notwendigen fachlichen Anpassungsprozesse an eine sich
   verändernde Jugendhilfelandschaft mit den Erforder-nissen von Effizienz und Effektivität.

   Intensive Beratung führt langfristig zu Einsparungen im Bereich der Hilfen zur Erziehung.

  2. Begründung der Standards

-
Da Fachstandards der Erziehungshilfe durch Beratung in den dargestellten Bereichen bei den öffentlichen Trägern eingeführt und durch entsprechende Begleitung gesichert werden, wären bei Wegfall von Teilen der Beratung erhebliche Einbußen im Gesamtkontext der Standardentwicklung für Jugendämter durch die einzige überörtliche Institution hinzunehmen. 

    Notwendige fachliche Entwicklungen könnten nur noch erschwert  vermittelt und unterstützend umgesetzt werden. Dies würde vor allem für kleine und mittlere Jugendämter zutreffen. 

-
Seit dem sich die Fachberatung des Landesjugendamtes für die öffentlichen Träger deutlicher positioniert und profiliert hat, sind die Anfragen gerade aus diesem Bereich sprunghaft angestiegen. Es zeigt sich deutlich der Befarf an begleitender Fachberatung bzw. OE- Beratung. Dies bezieht sich neben den fachlichen Positionierungen vor allen Dingen auf die Effektivität und Effizienz des internen Organisationsaufbaus und der Ablauforganisation.  

-
Gesteigerter Beratungsbedarf ist in folgenden 
     Bereichen zu realisieren:


KICK, z.B. Thema „Kindeswohlgefährdung“
     (auch im  
Hinblick auf muslimische  Anbieter),
     Bemerkung: die jüngsten Fälle von Problem- 

     familien, z.B. Tod “Kevin” in Bremen, zeigen, dass
     Jugendämter einer 
intensiven Beratung bedürfen, 
     um ihre 
Aufgaben, insbesondere das “staatliche 
     Wächteramt” 
fachgerecht wahrzunehmen.

  -   Zusammenarbeit Schule - Erziehungshilfe,

  -   Kostensteigerungen im Bereich HzE und                    wirksame Steuerungskonzepte, Organisations-          beratung.

-
Die Angebotsvielfalt (OE-Beratung, Fachberatung, Coaching, Begleitung von Modellprojekten, Moderation, Fortbildung, Inhouse, Zertifikatskurse), die notwendig ist, um der starken Nachfrage öffentlicher und freier Träger entsprechend passende und effektive Angebote machen zu können, erlaubt keine Einschränkung.
1. Istsituation

Mit den vorhandenen Stellen werden ca. 19.000 Plätze beraten und beaufsichtigt. Dies bedeutet eine Platzzahl von ca. 2.700 pro Stelle. 

Hinweis: Die Aufgabe der Trägerverantwortung wurde bis zur Rechtsformänderung  mit einer ½ Stelle wahrgenommen. Dies war ein sehr arbeitsintensiver Bereich, der zusätzlich noch die Unterstützung durch Sachgebiets- und Abteilungsleitung erfordert.

Im Jahr 2005 wurden ca. 250 Betrieberlaubnisse erteilt. Diese Anzahl gestaltet sich im Verlauf der letzten Jahre als steigend, ebenso die Zahl “Besonderer Vorkommnisse”. 

Das Sachgebiet erfüllt im Einzelnen folgende  Aufgaben:

-
Präventivaufsicht in Form  genereller Hinweise und Regelungen für Einrichtungen, bezogen auf problematische Sachverhalte  (“Arbeitshilfen 45, div. Broschüren),

-
fachliche Unterstützung bei der Planung und Gründung einer Einrichtung und sonstigen Angebotsformen der erzieherischen   Hilfen,

-
begleitende Beratung bestehender  Betreuungsformen und Projekte,

-
Beratung zu Leistungs- und                                        Qualitätsentwicklungsvereinbarungen,

-
Teilnahme am örtlichen Qualitätsdialog,

Das Sachgebiet bietet im laufenden Jahr ca. 60 eigenständig organisierte und durchgeführte Fortbildungstage für stationäre Einrichtungen der Jugendhilfe an. Diese Fortbildungstage binden in der Vor-und Nachbereitung zusätzlich ca. 180 Tage. Auch stehen die Mitarbeiter für spontane Anfragen im Rahmen der Moderation und bzgl. Referate zu Fachthemen/ Inhouse- Veranstal tungen zur Verfügung. 

Einige Mitarbeiter arbeiten regelmäßig in den Arbeitskreisen nach §78 SGB VIII einzelner Kommunen mit.  Diese im weitesten Sinne angebotenen Fortbildungsbereiche werden intensiv nachgefragt und sind in der Regel ausgebucht.

 2.   Begründung der Standards

-
Neue durch die Novellierung des SGB VIII vom 01.10.2005 definierte Aufgaben sind wahrzunehmen. Es ergibt sich ein erweiterter     
     Schutzauftrag für das Sachgebiet : 

     Der neue § 8a, der das Wächteramt der Einrichtungen gegenüber den Familien beschreibt und der neue   § 72a des SGB VIII, der einen Meldemodus für einschlägig vorbestrafte Mitar-beiter formuliert, bedingen erweiterte Arbeits-inhalte, um das Kindeswohl in den Einrichtungen sicherzustellen.

-
Die derzeit schwierigen Situationen bei muslimischen Anbietern und die umfassenden “Grauzonen” im Bereich des Freiheitsentzugs erforedern erheblichen Zeitaufwand.

-
Die wichtige präventive Aufsicht muss beibehalten werden. Dabei geht es darum, generelle Hinweise und Regelungen den Trägern an die Hand zu geben, um es erst gar nicht zu “Kindeswohlgefährdungen” kommen zu lassen. In Bezug auf Prävention werden aber brisante Themen wie z.B. Jugendhilfeangebote muslimischer Träger, Hilfen nach § 35a SGB VIII und freiheitsbeschränkende und freiheitsentziehende Maßnahmen in der Jugendhilfe zur Zeit mit einem erheblichen zeitlichen Aufwand begleitet

-
Die Begleitung und Aufsicht gegenüber den Trägern darf nicht nur anlassbezogen und damit reaktiv erfolgen. (Hinweis im LJA des LWL wird die Aufsicht nur anlassbezogen durchgeführt. Innerhalb des angelaufenen Benchmarkings werden dazu fachliche Bewertungen  entwickelt werden.) Eine anlassbezoge

     Aufsicht würde  weniger Kenntnis über die Jugendhilfeangebote bedeuten und z.B. nur Begutachtungen von Immobilien per Bauplan am Schreibtisch, vor allem keinen Abgleich der festgelegten personellen und sachlichen 
    Mindeststandards mit der Realität. Darin läge nur noch eine reaktive Aufgabenwahrnehmung, was dem Anspruch der präventiven Sicherung des Kindeswohls nicht entspräche (gesetzliche Auftragslage gem. §85 Abs.2 Nr. 6 SGB VIII, siehe z.B. auch “Vorfall in Bremen”).

-
Aufgrund hoher Bedarfe muss das Fortbildungsangebot weiterhin Bestand haben.
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	Tageseinrichtungen für Kinder/ 

Schutz von Kindern in TE/Beratung der Träger
	19
4
	Schutz von Kindern und Jugendlichen in Tageseinrichtungen
Aufsicht

Beratung

Fortbildung

§ 85 II  i. V. m. §§ 45 ff. KJHG

1. AG KJHG (Gesetz über Tageseinrichtungen für Kinder - GTK)
Verwaltungsmäßige Bearbeitung Heimaufsicht TfK
	Zahl der anlassbezogenen Besichtigungen steigt an, 

da u. a. mehr  Beschwerden von Eltern eingehen, denen nachgegangen werden muss.  

In 2. Hälfte 2006 und den nächsten Jahren wird die Arbeitsauslastung durch 

· Priv. gewerbl. Bereich (Beschwerden,

    Verwaltungsgerichtsverfahren, Insolvenzverfahren)

· Aktionsprogramm Frühe Förderung

· Familienzentren

· Sprachförderung

· Vertretungsregelung 

· Einarbeitung neuer Kollegen

· Anstieg Erteilung Betriebserlaubnisse durch
     Wegfall SiT-Förderung und Weiterführung der 
     Schulkindgruppen (ohne Landesförd.)

· Übernahme der Zuständigkeiten aus Dez. 7 für
     teilstationäre Betreuung von Kinder mit 
     Behinderungen weiter bestehen bleiben bzw. 
     ansteigen.

Ein Personalabbau und damit der Anstieg der Fallzahl von derzeit ca. 420 Tageseinrichtungen bei Vollbeschäftigung in der örtlichen Zuständigkeit würde dazu führen, dass die Bearbeitungszeiten von Beschwerden, anlassbezogenen Besichtigungen und Erteilung von Betriebserlaubnissen nicht in angemessener Zeit erfolgen kann. Derzeit ist in Vertretungssituation teilweise die Zuständigkeit von bis zu 550 Einrichtungen gegeben. 
Zu erbringende Leistungen in der Aufsicht / dem Betriebserlaubnisverfahren werden in den kommenden Jahren (Umstrukturierung bestehender Gruppen - Schaffung von Gruppen für Kinder unter drei Jahren – Novellierung GTK – Familienzentren) weiterhin äußerst hoch sein.

Beratung im Einzelfall erfolgt nur auf Anfrage der örtlichen Jugendämter, der Spitzenverbände und der Einrichtungsträger.

Mit der Erstellung von Arbeitshilfen, Informationen im Internet etc. wird die Anzahl der individuellen Beratungen verringert.

Die Novellierung des GTK und der Ausbau der Plätze für Kinder unter drei Jahren ergibt in den nächsten Jahren (mindestens bis 2010) einen weiter steigenden Bedarf an Informations- und Beratungsleistungen für die Kommunen und andere Partner.


Der Bereich der Beratung / Information – u. a. auch in Form von Referententätigkeit – gibt in besonderer Weise die Möglichkeit der positiven Darstellung / Kundenfreundlichkeit / Serviceleistung der Aufgabe i. S. des Auftrags des LA vom 29.3.2006

Eine Verringerung des Beratungsangebots würde dazu führen, dass die o. g. Partner sich notwendige Beratung über andere Anbieter “einkaufen” oder lange Wartezeiten in Kauf nehmen müssten. Das Landesjugendamt als Garant für Fachlichkeit und schnelle Information / Beratung würde auf die Aufsichtstätigkeit (Eingriff) reduziert. 

Fortbildungen werden angeboten in Form von

1. Informationsveranstaltungen zur fachlichen Weiterentwicklung und fachpolitischen Fragen 

2. Arbeitstagungen

3. Kooperationsveranstaltungen mit Partnern (z. B. Jugendämter, Spitzenverbänden)

4. Inhouse-Seminaren

Eine Einschränkung des derzeit bestehenden Fortbildungsangebots wäre denkbar, aber fachpolitisch und fachlich fraglich, da die

1. Nachfrage der Partner / der Fachkräfte das derzeitige Angebot übersteigt

2. eine wichtige Serviceleistung für die Rheinischen Kommunen / Dienstleister im Bereich der Jugendhilfe wegfallen würde

3. seit Jahrzehnten gewachsene Fachliche Netzwerke nicht weiter genutzt werden könnten.

Der Bereich der Fortbildung ergänzt in wichtiger Weise andere Säulen der Tätigkeit (Förderung, Beratung, Aufsicht) und entlastet durch Bündelung von Informationen jeglicher Art und fachlichen Input für pädagogisch tätige Kräfte, Träger, Fachberater uws. die anderen Aufgabenbereiche.


	Finanzielle Förderungen von TE
	9
4 


	Investitionsförderungen

· Tageseinrichtungen für Kinder

· Familienbildungsstätten, Erziehungsberatungsstellen, Familienfereienheimen

· Aktionsplan „Frühe Förderung von Kindern“ – Schaffung von räumlichen Ressourcen für Kinder unter drei Jahren

· Einrichtungen der  Jugendarbeit und Jugendsozialarbeit*

             *Zuordnung Produkthaushalt – Amt 43

Sprachförderung

geplant                                                           (
Betriebskostenförderung für Tageseinrichtungen für Kinder einschl. Fortbildung und Beratung 

Die Durchführung der Aufgabe beinhaltet eine einheitliche Handhabung und gleichmäßige Verteilung der Landesmittel unter Berücksichtigung des § 85 II KJHG i. V. m.

Gesetz über Tageseinrichtungen für Kinder und der Förderrichtlinien des Landes

	Die Aufgaben in 42.12 und 42.13 sind durch Gesetze, Richtlinien und Verordnungen/Erlasse bestimmt. Die Bewilligung und Auszahlung sowie die Prüfung der ordnungsgemäßen Verwendung der Landesmittel erfolgt im Auftrag des Landes, das insofern auch Umfang und Intensität der wahrzunehmenden Tätigkeiten bestimmt.

Darüberhinausgehende Tätigkeiten wie Beratung und Fortbildung der Jugendämter gemäß § 85 II KJHG fallen in geringerem Maße an, könnten dennoch eingeschränkt oder reduziert werden, hier würden aber ebenfalls die oben geschilderten Konsequenzen eintreten.

Darüber hinaus nimmt derzeit der Arbeitsaufwand aufgrund von Gruppenschließungen, Trägerwechseln und Änderungen der Organisationsformen der Träger zu. Hier sind neben Beratungen auch Bewilligungen oder Ablehnungen mit entsprechenden Verhandlungen, etc. zu bearbeiten.  

Der Rückgang der Landesmittelförderung im investiven Bereich wird z.Zt. durch das Sonderprogramm des Landes zur “Frühen Förderung” kompensiert . Der mit der voraussichtlichen Übernahme der Aufgabe von Dez. 7 “Förderung der Sonderkindergärten, Integrativen Einrichtungen, Einzelintegration und Fahrdienst” entstehende Arbeitsaufwand erfordert  insgesamt 4,5 Stellen , die durch entsprechende organisatorische Optimierungen im gesamten Landesjugendamt aus dem Bestand aufgebracht werden können. 
Bezüglich der Betriebskostenförderung ist ergänzend darauf hinzuweisen, dass auf die erforderliche stichprobenweise durchzuführende Belegprüfung z.Zt. verzichtet werden muss, da die Landes-verwaltung die Mittelbereitstellung nur monatlich vornimmt und damit einen sehr hohen Verwaltungsaufwand produziert.


	Hilfen für junge Menschen und ihre Familien
Finanzielle Förderungen

Familienbildung/-beratung
	8
	Betriebs- und Personalkostenförderungen

· Familienberatungsstellen

· Schwangerenberatungsstellen

· Frauenberatungsstellen

· Familienhilfe

· Familienbildungsstätten einschließlich Fortbildung in den Bereichen Familienberatung, Schwangerenberatung und Familienbildung 

· Aktionsprogramm des Landes NRW – Ziffer 3.2 Eltern-Kompetenz-Kurse (ab 2006)

§ 85 II KJHG i. V. m. verschiedenen Förderrichtlinien des Landes

Weiterbildungsgesetz NRW

NeufinSchKG (ab 01.07.06)

· Beratung in allen Förderbereichen
· Controlling des Landes NRW in den Förderbereichen Familienberatung, Frauenberatung und Schwangerschaftsberatung


	Die Aufgaben sind durch Gesetze, Richtlinien und Verordnungen/Erlasse bestimmt. Die Bewilligung und Auszahlung sowie die Prüfung der ordnungsgemäßen Verwendung der Landesmittel erfolgt im Auftrag des Landes, das insofern auch Umfang und Intensität der wahrzunehmenden Tätigkeiten bestimmt.

Der Prüfungsumfang ist vorgegeben. Vorgenommen werden einfache Prüfungen und ausführliche Belegprüfungen. Zusätzlich kann, seitdem sich die personelle Situation im Sachgebiet entspannte und Rückstände abgebaut werden konnten, einer immer wieder erhobenen Forderung von Rechnungsprüfungsämtern nach der Vornahme von örtlichen Belegprüfungen nachgekommen werden. 
Aufgrund der Optimierung von Verfahrensabläufen kann hier aber insgesamt auf die Wiederbesetzung einer ½ Stelle (42.14 030)  verzichtet werden.
Das Sachgebiet veranstaltet in zweijährigem Rhythmus Fachveranstaltungen für Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter von Familienbildungsstätten, Familienberatungsstellen und Schwangerschaftsberatungsstellen. Dieses Angebot könnte theoretisch entfallen. Die damit verbundene Arbeitsreduzierung ist jedoch verschwindend gering, da es sich um 1-2 Tage pro Jahr handelt. Eine Reduzierung von Personal wäre damit nicht verbunden. Im Hinblick auf das geplante Benchmarking mit dem LWL wäre ein Verzicht auf dieses Angebot problematisch, da der LWL diese Veranstaltungen ebenfalls anbietet.

Das Beratungsangebot beschränkt sich auf die Beratung zu förderrechtlichen Fragen sowie zu Fragen des Landescontrollings in den Bereichen 
Familien-, Frauen- und Schwangerschaftsberatung. Eine Fachberatung zu inhaltlichen Fragen findet nicht statt. 

Als Bewilligungsbehörde für die Landesmittel besteht eine Verpflichtung zur Beratung zu förderrechtlichen Fragen, um die korrekte Verwendung der Landesmittel sicherzustellen. Das Angebot kann auf keinen Fall reduziert werden.


	Adoptionen
	4,5


	Zentrale Adoptionsstelle (ZA)

85 II KJHG 

a) Vermittlung

Inlandsvermittlung:

§§ 2; 10, 11 Adoptionsvermittlungsgesetz (AdVermiG)

Überregionaler Adoptionsausgleich=freiwillige Aufgabe (§ 10 Abs. 3 Satz 3 AdVermiG:„Im Einzelfall kann die ZA die Vermittlung eines Kindes

selbst übernehmen.“)

Auslandsvermittlung

§ 1  I Adoptionsübereinkommens -Ausführungsgesetz 

(AdÜbAG)

§§ 2  I;  2 a  III AdVermiG

ZA als Zentrale Behörde auf Länderebene gem. HAÜ/ZA als Auslandsvermittlungsstelle

Tätigkeiten im Rahmen internationaler Adoptionsvermittlung = Pflichtaufgaben:

Aufgabenzuschnitt und Kompetenzen der ZA werden durch die Begleitgesetze, die der Umsetzung der „Haager 
Konvention über den Schutz von Kindern und die Zusammenarbeit auf dem Gebiet der internationalen Adoption“ (HAÜ) dienen, bestimmt.

b) Anerkennung und Aufsicht

§ 2 II AdVermiG

§ 4 AdVermiG

§§ 1-4 AdVermiStAnKoV

Durch Bundesgesetz übertragene Pflichtaufgabe
	Auslandsvermittlung

Es besteht eine erhöhte Nachfrage (Bewerberanfragen, Anträge auf Vermittlung) im internationalen Bereich. Fallzahlen könnten/müssten erhöht werden. Zusätzlich müssten begleitende Bewerberangebote (Seminare, Infoveranstaltungen, Familientreffen i.S.v. nachgehender Begleitung) angeboten werden (Herstellung der Vergleichbarkeit mit LWL!). Diese Angebote können die Beratung bündeln. 
Andererseits würden sie wahrscheinlich die Nachfrage nach Vermittlungen aus dem Ausland noch steigen lassen.

Um der Aufgabenstellung und dem nachgefragten Umfang in diesem Bereich gerecht zu werden, müsste dieser Bereich personell dringend aufgestockt werden. Denkbar wäre dies durch die Verlagerung des Personals der Inlandsvermittlung zur Auslandsvermittlung und Aufgabe des Bereiches der Inlandsvermittlung. 

Die Übertragung der Aufsicht über Adoptionsvermittlungsstellen freier Träger auf die ZA durch das AdVermiG als Begleitgesetz zum Haager Adoptionsübereinkommen (HAÜ) erfolgte zur Qualitätssicherung in der internationalen Adoptionsvermittlung. Sie soll der Verhinderung von Kinderhandel und unberechtigten Geldleistungen dienen. Anerkennungsverfahren und Aufsicht sollte unter Geltung der AdVermiStAnKoV eher noch ausgeweitet werden. Der derzeitige Personalbestand ist zwingend erforderlich, um die Pflichtaufgabe angemessen bewältigen zu können. 

  

	
	
	c) Beratung incl. Stellungnahmen an Vormundschaftsgerichte

§ 85 Abs.2 SGB VIII

§ 11 I AdVermiG

§ 49 Abs.2 FGG

§§  3, 5 AdWirkG

	Die Nachfrage von Bewerbern, Jugendämtern, freien Trägern, Vormundschaftsgerichten, Notaren und anderen Institutionen ist seit Jahren unverändert hoch. Diese nutzen die Bündelungsfunktion der ZA.

Eine Reduzierung der Personalkapazitäten ist nicht möglich, da sonst in diesem Bereich unvertretbar lange Wartezeiten entstünden. Bereits jetzt ist die Belastung der Mitarbeiter unverhältnismäßig hoch

Trotz der engen Personaldecke wurde die Qualität der Beratungsarbeit in der ZA durch die Umfrage Pablo bestätigt und ist damit ein wesentlicher positiver Faktor bezüglich der Außenwirkung des Landesjugendamtes .



	
	
	d) Fortbildung

§ 85 Abs.2 Nr.8 SGB VIII

Änderung der Aufgabe nur nach Änderung des SGB VIII

Fortbildungen werden angeboten in Form von

1.Seminaren 

2.Arbeitstagungen  zu fachlichen/fachpoliti-

schen Fragen

3. Inhouse-Veranstaltuungen


	Der Bereich der Fortbildung ergänzt unmittelbar die anderen Säulen der Tätigkeit (Vermittlung, Beratung, Aufsicht) und entlastet durch Bündelung von Informationen die anderen Aufgabenbereiche.Die Fortbildungen in diesem Bereich sind zwingend notwendig als gebündelte Form von Beratung.

In Pablo Wunsch nach Ausweitung/ Aktualität der Angebote. Dem Wunsch wurde bereits nachgekommen. Eine Reduzierung des Personals in diesem Bereich würde wieder einen Rückschritt bedeuten und hätte eine verstärkte Nachfrage nach Einzelberatung zur Folge. 

Eine Einschränkung des derzeit bestehenden Fortbildungsangebots  wäre zwar  denkbar.,

fachpolitisch und fachlich jedoch fraglich, da

1. das Angebot der Nachfrage der Partner/der Fachkräfte entspricht

2.eine wichtige Serviceleistung für die Rheinischen Kommunen /freien Träger im Bereich der Jugendhilfe wegfallen würde

3.seit Jahrzehnten gewachsene fachliche Netzwerke  nicht weiter genutzt werden könnten,


	Geschäftsstelle der Schiedsstelle der Jugendhilfe 


	0,5
	Geschäftsführung in Verfahren der Schiedsstelle

§ 78 g SGB VIII i.V.m § 1 Verordnung über die Schiedsstellen nach § 78 g SGB VIII (SchV-SGB VIII)
	Übertragen durch die Schiedsstellenverordnung NW. Wegfall nur nach Änderung der Schiedsstellenverordnung möglich.

	
	Su.: 45
	
	

	Amt 43


	
	
	

	Jugendförde-rung und übergreifende Aufgaben
	
	
	

	Beratung in den Bereichen Jugendarbeit/ Jugendsozialarbeit/ FÖJ/ Kooperation Jugendhilfe – Schule


	4
1

3
1

3

	Offene Kinder- und Jugendarbeit / Zielvereinbarungen mit landeszentralen Zusammenschlüssen der Träger der Jugendarbeit

Beratung 

Fortbildung

§§ 9 und 85 Abs.2, SGB VIII i.V.m, 

Landesjugendplan, 3.AG-KJHG, NRW

Internationale Jugendarbeit

-   Planung und Durchführung internationaler Begegnungen,

-   Kontakt- und Informationsreisen von

     LJHA,  Jugendämtern und  

    freien Trägern,

-   Besuche von

    ausländischen Delegationen z.B.
    China, Russland

    Israel,Palestina, Tschechien, Slowakei

     §§ 11, 85 Abs. 2 SGB VIII

Erzieherischer Kinder- und Jugendschutz

Beratung

Frotbildung

§ 14 i.V.m. § 85 Abs. 2 SGB VIII, 

Landesjugendplan  NRW

Mädchenarbeit

Beratung

Fortbildung

§§ 9, 85 Abs. 2 SGB VIII

Landesjugendplan NRW

Jugendsozialarbeit 

Beratung

Fortbildung

Konzeptionelle Fragen/ Weiterentwicklung des Programmes,

Zusammenarbeit Jugendhilfe und Schule, Schnittstellen SGB VIII und SGB II; § 85 Abs. 2 SGB VIII

Integration/ Interkulturalität

Beratung

Fortbildung

§ 85 Abs. 2 SGB VIII,  i. V. m. Kinder- und Jugendförderplan NRW

Offene Ganztagsschulen im Primarbereich/ Beratung zur Entwicklung kommunaler Bildungslandschaften

Beratung 

Fortbildung

§§ 81, 85 Abs. 2 SGB VIII, i.V.m.  

§ 7 Kinder- und Jugendförderungsgesetz NRW (3. AG-KJHG-  KJFöG) sowie

§§ 5 und 80 Schulgesetz NRW.

Zusammenarbeit von Schule und Jugendhilfe

Beratung

Fortbildung

§§ 81, 85 Abs. 2 SGB VIII, i.V.m.  

§ 7 Kinder- und Jugendförderungsgesetz NRW (3. AG-KJHG-  KJFöG) sowie

§§ 5 und 80 Schulgesetz NRW.

Online-Fachzeitschrift Jugendhilfe & Schule inform

§ 85 SGB VIII

Jungenarbeit

Beratung

Fortbildung

§§ 9, 85 Abs. 2 SGB VIII,  sowie 

§ 4 Kinder- und Jugendförderungsgesetz NRW (3. AG-KJHG- KJFöG

Umsetzung von Gender Mainstreaming (GM)  in Dez. 4

“Dienstanweisung für das Gender- Mainstreaming im Landschaftsverband Rheinland“ vom 30.11.2005.

Einführung von GM als handlungsleitendem Prinzip im Dez. 4 gemäß von der Leitungsrunde verabschiedeter Einführungsstrategie (vom 26.06.2006). 

Schulmüdenprojekte

Beratung

Fortbildung

§ 85 Abs. 2  SGB VIII, i. V. m. Kinder- und Jugendförderplan NRW.

Anerkennungsbehörde und Träger des Freiwilligen Ökologischen Jahres (FÖJ)

  Die FÖJ- Zentralstelle ist zuständig für die Organisation und Durchführung des Freiwilligen Ökologischen Jahres NRW im Rheinland. Hierzu gehören u.a. die Anerkennung von Einsatzstellen des FÖJ (z.T. 50), die Erstellung eines Bildungskonzeptes für die begleitenden pädagogischen Maßnahmen, die Planung und Durchführung von 13 Seminarwochen innerhalb eines Bildungsjahres für die FÖJ-Teilnehmerinnen und Teilnehmer (insg. z.T. 85) sowie deren pädagogische Begleitung und Hilfen zur beruflichen Orientierung (Förderplan) und Angebote der Konfliktberatung.
Die Fachberatung berät die kommunalen (zu über 50 % im Programm vertreten) und die freien Träger in zentralen Veranstaltungen und vor Ort.

FSJ-Förderungsänderungsgesetz (Bund), in der Durchführung Auftrag des Landes NRW

Landesjugendplan NRW u. 

Kinder- und Jugendplan  des Bundes

§ 85 Abs. 2  SGB VIII


	Die Initiative des Landes, in den Kommunen 
Zielvereinbarungen mit den öffentlichen und freien
Trägern abzuschließen, und die Ergebnisse der Pisa-

studie erfordern  verstärkte Fortbildung und Beratung
für Fachkräfte und ihre Träger in den entsprechenden
Einsatzfeldern.

Die Entwicklung von Fortbildungs-, und Bera-tungsangebote, in Kooperation mit Schulen vor Ort, bei der Planung und Umsetzung von kommunalen Bildungslandschaften im Schwerpunkt OKJA , entwickeln sich zu einem wichtigen Handlungsfeld.

Zusätzlich wird die Gesundheitsprävention

( „Netzwerk Rheinland Gut Drauff“)  für Kinder und Jugendliche auch für die OKJA ein zu entwicklendes Handlungsfeld.

Die Strukturdatenerhebung im Rahmen des Wirksamkeitsdialogs im Auftrag des Landes wird in die Verantwortung des Landesjugendamtes übergehen.

In Zukunft wird es verstärkt darauf ankommen, in der internationalen Jugendarbeit neue Zielgruppen anzusprechen. Gemeint sind vor allem sozial- benachteilgte Jugendliche und ihre Maßnahmeträger  die bisher nur sehr rudimentär von der internationalen Jugendarbeit erreicht werden. Hier ist die Zusammenarbeit mit dem Land, Bund, der EU zur Entwicklung einer neuen Förderrichtlinie „Internationale Handwerkerprojkete und politische Bildung mit benachteiligten Jugendlichen“ notwendig.

Die Zunahme von Gewalt unter Kindern und Jugendlichen erfordert einen verstärkten Bedarf an Beratungen und Fortbildungen zur Gewaltprävention. Im  Kinder-und Jugendmedienschutz  müssen neue Fachthemen, wie z.B. Gewalt auf Handys, Beteiligung von Kindern und Jugendlichen bei  Medienproduktionen und Verletzung von Kinderrechten bei neuen Fernsehformaten

thematisiert und in Fortbildungen für Fachkräfte bearbeitet werden.

Das Thema “Gender mainstreaming” gewinnt in der Mädchenarbeit an Bedeutung und bringt einen erhöhten Bedarf an Fortbildungen und Beratungen mit sich.

Diese Beratungstätigkeiten werden ausreichend mit drei Stellen wahrgenommen.

Die vierte seit Jahren nicht besetzte Stelle kann daher entfallen (43.11 030)
Entwicklung von Beratungs- und Unterstüt-zungsangeboten bei der Planung und Umsetzung von kommunalen Bildungslandschaften im Schwerpunkt Übergang von der Schule in den Beruf, Beratung der Kommunen zu Planungsprozessen in diesem Schwerpunkt im Rahmen des  3.AG-KJHG.

Verstärkte Beratung der Einrichtungen zum Ausbau und zur Weiterentwicklung der präventiven Arbeit an Schulen.

Beratung zur Kooperation von Schule/ Schul-sozialarbeit, Jugendhilfe (Beratungsstellen und Jugendwerkstätten), Berufsberatung und Betrieben mit dem Ziel, durch die Etablierung von Kompetenzfeststellungsverfahren, Praktikumsbegleitung, Sozialtraining, Elternarbeit etc. den Berufsfindungsprozess von sozial benachteiligten Jugendlichen und Jugendlichen mit Migrationshintergrund nachhaltig zu unterstützen.

Beratung der Jugendämter zur Vernetzung und Koordinierung der Maßnahmen im Schnittstellenbereich  zwischen Jugendhilfemaßnahmen, Schulen, SGB II und III Maßnahmen und Betrieben.

Entwicklung und Durchführung von Fortbildungen zur Profilentwicklung/ Qualitätsmanagement Jugendsozialarbeit.

Fortbildungen zum Thema Interkulturelle Kompetenz und Genderkompetenz in der Zusammenarbeit Schule und Jugendhilfe und im Übergangssystem.

Erweiterung der Gesundheitsprävention in der Jugendsozialarbeit durch „Netzwerk Rheinland Gut Drauff“.

Erarbeitung von Zielvereinbarungen mit der obersten Landesjugendbehörde.

Die Bedeutung des Themas erfordert die Entwicklung und den Aufbau eines landesweiten Netzwerks Culturel –Mainstreaming, Einbeziehung und Beratung der Migrantenorganisationen, Verstärkung von Beratung  und Fortbildung im Bereich Culturel Mainstreaming für Fachkräfte und öffentliche und freie Träger mit dem Ziel , die interkulturelle Öffnung der örtlichen Jugendhilfe und die interkulturelle Kompetenz der Fachkräfte zu entwickeln
Eine Anforderung wird es sein, die Kontinuität bei der Vertretung der Jugendhilfe in den Beratungs- und Steuerungsgremien des Schulministeriums (das nun die Zuständigkeit für die OGS auf Landesebene hat) und der Schulaufsicht zu wahren. 

Nach der Einführung Offener Ganztagsschulen im 
Primarbereich bedarf es nun  der verstärkten – auch Prozess begleitenden – Unterstützung der Kommunen bei der notwendigen Qualitätsent-wicklung des Ganztags hin zu integrativen Ganztagskonzepten von Unterricht und außer-unterrichtlichen Angeboten, die zudem alle Kinder erreichen (heißt z.B. auch Modelle für die Einbindung von Hilfen der Erziehung zu initiieren/zu begleiten).

Über die zukünftige Ausrichtung der Aufgaben /Inhalte der Fachberatung finden zurzeit Zielvereinbarungen mit dem MGFFI statt. Eine sich ab-zeichnende Anforderung wird die Beratung der Jugendämter/Kommunen bei der Entwicklung von kommunalen Bildungslandschaften sein. Hier geht es, in enger Abstimmung mit Kollegen/innen aus anderen Bereichen des LJA, um die Stärkung der kommunalen Steuerung auf der Basis einer integrierten Jugendhilfe- und Schulentwicklungs-planung und eines ganzheitlichen Bildungsgesamtkonzepts mit dem Ziel, eine „Kultur des Aufwachsens“ auf kommunaler Ebene zu befördern. Notwendig sind dazu die verstärkte Vernetzung von Angeboten und sozialen Diensten vor Ort (OGS, kooperative Angebote im Sek. I-Bereich, Tageseinrichtungen für Kinder- und Jugendarbeit, Familienbildung, Erziehungsberatung, Hilfen zur Erziehung, die Öffnung von Schulen ins Gemeinwesen usw.).

Verstärkter Beratungsbedarf der Kommunen bei der Umsetzung des § 7 Kinder- und Jugendförde-rungsgesetz, das den Auf- und Ausbau kooperativer Angebote in den kommunalen Sozialräumen vorschreibt.

Unterstützung und Begleitung des Aufbaus neuer Kooperationsfelder in der Sek. I (durch Beratung, Fortbildung, Vernetzung) mit:

· dem Ausbau von sog. Erweiterten Ganztagshaupt-/ Ganztagsförderschulen, hierzu gehört die Beratung der Kommunen und freien Träger, aber auch die Vertretung der Jugend-hilfeperspektive durch die institutionalisierte Mitwirkung in den – noch aufzubauenden – Beratungs-/ Steuerungsgremien des Schulministeriums und der Schulaufsicht zu diesem Programm;

· der Förderung innovativer kooperativer An-gebote durch den Kinder- und Jugendförderplan des Landes - auch hier wird die Beratung von Kommunen und freien Trägern eine wichtige Rolle spielen - es wird aber auch darum gehen, diese bei der Zusammenarbeit mit Schulen und der Schulaufsicht zu unterstützen;

· der Beratung/ Initiierung von kommunalen, Handlungsfeld übergreifenden Bildungslandschaften (siehe Fachberatung OGS im Primarbereich).

Über die konkrete Ausrichtung der Aufgaben /Inhalte der Fachberatung finden zurzeit Zielvereinbarungen mit dem MGFFI statt.

Herausgabe der Fachzeitschrift „Jugendhilfe & Schule inform“ 4 x i. J. (Online-Versand an ca. 1500 Adressaten aus Jugendhilfe und Schule).

Beratung der Jugendämter bei der Verankerung von geschlechtsbezogener (Jungen-) Arbeit – sowie von Gender Mainstreaming als Steuerungsinstrument – in den kommunalen Kinder- und Jugendförderplänen.

Über das Handlungsfeld „Jugendhilfe und Schule“: stärkere Vermittlung des Themas in den schulischen Bereich (überall dort, wo es kooperative Praxisfelder gibt, z.B. Offene Ganztagsschule im Primarbereich, erweiterte Ganztagsgrundschulen in der Sek. I).

Die (fach-)öffentliche Aufmerksamkeit für die Lebenslagen von Jungen wächst durch Studien wie die PISA-Studie oder, aktuell, die 15. Shell Jugendstudie, die alle den Bedarf von auch ge-schlechtsbezogenen Bildungs- und Förderangeboten deutlich machen.

Zunahme der Bedeutung des Themas GM. Das Ziel muss es sein, GM als Prozess der Qualitätsentwicklung zu verstehen und schrittweise und dauerhaft in den Organisationsabläufen, Entscheidungsprozessen und Leistungen des Dezernates 4 zu verankern. Eine besondere Her-ausforderung stellt hier die Umsetzung in Amt 44 dar, d.h. in den Rheinischen Förderschulen. Diese Anforderungen reflektieren auch Entwicklungen auf Landes- und Bundesebene, wo GM verstärkt gefordert wird.

Der Beratungsbedarf erhöht sich  permanent. In 2006 wurden fünf neue Träger in die Förderung aufgenommen. Die Antragstellungen auf Förderungen durch den Landesjugendplan liegen weit  höher. Auf Grund veränderter, finanzieller Rahmenbedingungen mussten bei vielen Trägern Konzeptumstellungen hin zur zusätzlichen, präventiven Arbeit mit  Schulmüden in den Schulen vorgenommen werden. Daraus entwickelte sich ein höherer Beratungsbedarf im Hinblick auf die Kooperationsvereinbarungen zwischen Jugendhilfe und Schule. 

Die Zusammenarbeit zwischen Jugendhilfe und Schule in diesem Bereich bedarf insofern vermehrt intensiver Beratung und Begleitung.

75 landesfinanzierte FÖJ- Plätze plus 10 FÖJ- Plätze als Zivildienstausnahme können die große Nachfrage von Jugendlichen (ca. 400 Anfragen pro Jahr) und auch die Anfragen von interessierten Einsatzstellen im Rheinland nicht abdecken.  Sollten hierfür zusätzliche Mittel aquiriert warden können, wäre der zusätzliche Personelle Aufwand über eine Honorarkraft abzudecken. 

Die seit Jahren in diesem Bereich nicht besetzte Stelle kann daher entfallen. (43.11 055)



	Förderung in den Bereichen Jugendarbeit/ Jugendsozialarbeit/Ju-gendschutz/ FÖJ/ Kooperation Jugend-hilfe und Schule/

Modellförderung
	14

	Abwicklung der Förderprogramme des Kinder- und Jugendförderplanes NRW 

Pos. 1.1 – 1.5, 

         2.1 – 2.5,  

         3.1 – 3.4, 

         4.1 – 4.4 und 5

Abwicklung des Sonderprogramms Jugend und soziale Brennpunkte NRW; 

Abwicklung der Förderprogramme der internationalen Jugendarbeit aus Mitteln des

    - Kinder- und Jugendplan Bund

    - Deutsch –   Französischen Jugendwerkes (DFJW)

§§ 75, 85 i. V. m. § 11 Abs. 3 SGB VIII, i.V.m.  

Kinder- und Jugendförderplan NRW und

Richtlinien zum Kinder- und Jugendförderplan NRW,

Richtlinien zum Kinder- und Jugendplan des Bundes,

Richtlinien des Deutsch-Französischen Jugendwerkes, 

§ 25 AG KJHG sowie 

Grundsätze der Arbeitsgemeinschaft der Obersten Landesjugendbehörde für die Anerkennung von Trägern  der freien Jugendhilfe.

Richtlinien des Kinder- und Jugendplanes des Bundes, sowie Richtlinien des Deutsch-Französischen Jugendwerkes.

Prüfung der Anträge auf Anerkennung als Träger der freien Jugendhilfe gem. § 75 SGB VIII

§ 75 SGB VIII i. V. m. 

§ 25 AG KJHG sowie Grundsätze der Arbeitsgemeinschaft der   Obersten Landesjugendbehörde für die Anerkennung von Trägern   

der freien Jugendhilfe
Förderung von Modell- und Initialprojekten in der Jugendhilfe im Rheinland

Das Landesjugendamt Rheinland kommt dieser gesetzlichen Verpflichtung der Planung und Förderung von Modell- und Initialprojekten zur Weiterentwicklung der Jugendhilfe, mit Mitteln aus der  Sozial- und Kulturstiftung des LVR, nach. Die inhaltlichen Schwerpunkte der jährlichen Ausschreibung und Auswahl der konkreten Projekte werden per Beschluss im Landesjugendhilfeausschuss festgelegt.

§ 85 Abs. 4  SGB VIII

Förderrichtlinien der Sozial- und Kulturstiftung

Förderrichtlinien des LJA lt.

Beschluss des Landesjugendhilfeausschuss Rheinland


	Über den Kinder- und Jugendförderplan fördert das Land die freien und öffentlichen Träger der Jugendhilfe und kommt so seinem gesetzlichen Auftrag, wie er in § 82 SGB VIII dargelegt ist, nach.

Die Abwicklung der Förderungsprogramme des Kinder- und Jugendförderplanes NRW umfasst die Beratung der Antragsteller, Antragsprüfung, Erstellung von Zuwendungsbescheiden bzw. Ablehnungsbescheiden / Widerspruchsbescheiden, Zahlungsverfahren, Prüfung der Verwendungsnachweise, Rückforderungsverfahren, Berichtswesen gegenüber der Obersten Landesjugendbehörde sowie Überprüfungsverfahren der Prüfbehörden (RPA des LVR, Staatl. Rechnungsprüfungsämter, Landesrechnungshof).

Die Förderung aus dem Kinder- und Jugendför-derplan NRW umfasst ein jährliches Gesamtvolumen von ca. 44,5 Mio. Euro aus Landes-mitteln.

Mit den Mitteln aus dem Sonderprogramm Jugend und soziale Brennpunkte werden Einzelprojekte für Kinder- und Jugendliche, die einer besonderen Förderung bedürfen, gefördert.

Die Aufgaben bestehen in der Beratung der Antragsteller, Antragsprüfung, Erstellung von Zuwendungsbescheiden bzw. Ablehnungsbeschei-den / Widerspruchsbescheiden, Zahlungsverfah-ren, Prüfung von Verwendungsnachweisen, Rückforderungsverfahren sowie im Berichtswesen gegenüber der Obersten Landesjugendbehörde.

Das Gesamtvolumen dieser Landesmittelförde-rung beläuft sich auf 2 Mio. Euro.

Es deutet sich an, dass dieses vom Land NRW aufgelegte Sonderprogramm auf Dauer eingesetzt wird.

Die Aufgaben bestehen in der Beratung der Antragsteller, Antragsprüfung, Erstellung von Förderungsempfehlungen gegenüber der Obersten Landesjugendbehörde bzw. dem DFJW, Erstellung von Zuwendungsbescheiden  und Ablehnungsbescheiden /Widersprüchen, Zahlungsverfahren, Verwendungsnachweisverfahren, Rückforderungs-verfahren, Berichtswesen sowie Überprüfungsverfahren durch Prüfbehörden.

Hier handelt es sich um eine Grundsatzangelegenheit mit Rechtswirkung für öffentliche und freie Jugendhilfeträger. 

Auf Grund der sich ständig ändernden gesellschaftlichen Verhältnisse und dem entsprechend auch der Wandel der Lebenswelten von Kindern, Jugendlichen und ihren Familien ist es unabdingbar, dass Methoden und Umsetzungsmöglichkeiten in der Jugendhilfe neu entwickelt und erprobt werden.
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	Rechtsberatung der Jugendämter

Beratung in Organisationsfragen

Rechtsberatung zum Datenschutz im Bereich derJugendämter
Die Jugendämter warden in allen  jugendhilferelevanten Rechtsfragen schriftlich, mündlich und vor Ort beraten, insbesondere zu rechtlichen Fragestellungen des SGB VIII und der angrenzenden Sozialgesetzbücher, des Zuwanderungsrechts sowie des Familien- und  Datenschutzrechts und des Internationalen Rechts.  Auch erhalten die Jugendämter Unterstützung in kommunalverfassungsrechtlichen Einzelfragen bspw. zur Zusammensetzung und Arbeitsweise der Jugendhilfeausschüsse. 

Es werden Gutachten für unterschiedliche Adressaten, Arbeitshilfen, Ausschussvorlagen für den Landesjugendhilfeausschuss zu Gesetzesvorhaben, Gerichtsentscheidungen und aktuellen jugendhilferechtlichen Themen erstellt. Hierüber  werden die Jugendämter durch Rundschreiben, Internetveröffentlichungen und Beiträge in Publikationen informiert.

Im Sachgebiet erfolgt auch die Bearbeitung von generellen und ämterübergreifenden Rechtsangelegenheiten für das gesamte Dezernat 4. 

§§  85 Abs. 2 i.V.m. 52 a ff, 61 ff., 86 ff. 91 ff. SGB VIII

§§ 89 ff.  SGB VIII

Newsletter „Rechtsfragen der Jugendhilfe“

§ 85 Abs. 2 SGB VIII

Beratung und Fortbildung der Jugendämter in Fragen der Kostenbeteiligung im Rahmen des 8. Kapitels des SGB 
Zu Fragestellungen bei der Berechnung der Kostenbeiträge und der Ermittlung von Unterhaltsverpflichtungen im Rahmen des 8. Kapitels des SGB VIII unterstützt das Sachgebiet die Jugendämter durch Empfehlungen und durch mündliche und schriftliche Beratung. Die Vielfalt der im Zusammenhang mit der Heranziehung zu den Kosten der Jugendhilfe anzuwendenden Bestimmungen erfordert Kenntnisse im öffentlichen Recht und teilweise im zivilen Unterhaltsrecht. Die Fachkräfte in den Kommunen sind auf dieses Beratungs- und Fortbildungsangebot angewiesen, insbesondere nach den grundlegenden Änderungen der Bestimmungen zur Kostenbeteiligung im SGB VIII durch das Gesetz zur Weiterentwicklung der Kinder- und Jugendhilfe im Jahr 2005.

§§  85 Abs. 2 i.V.m. 91 ff. SGB VIII

Beratung und Fortbildung der Jugendämter in Fragen der Amtsvormundschaft und Beistandschaft

In den Bereichen Amtsvormundschaft und Beistandschaft werden Auskünfte zu Rechts- und Strukturfragen erteilt und 
Fortbildungsveranstaltungen durchgeführt. Auch obliegt dem Landesjugendamt gemäß § 54 SGB VIII die Erteilung von Erlaubnissen zur Übernahme von Vereinsvormundschaften. 

§ 85 Abs. 2  SGB VIII i.V.m.

§§ 52 a, 53,54,55, 56  SGB VIII

Fortbildungen für die Leitungskräfte und die politsche Ebene der Jugendämter

§ 85 Abs.8 SGB VIII; 

Leitfaden Fortbildung des LJA

Betreuung des LJHA- Unterausschusses „Struktur und Planung der Jugendhilfe“

Neben der generellen Zuständigkeit für die politische Vertretung ist für die Begleitung der Fachgremien, hier UA SPJ, die Zuständigkeit in die Fachabteilung gelegt worden. Auch wird auf diesem Dienstposten die Vertretung für die Betreuung des Landesjugendhilfeausschusses wahrgenommen § 71  Abs. 5 SGB VIII i.V.m § 6 AG-KJHG und § 10 der Satzung des LJA
	Durch verschiedene Gesetzesänderungen (bspw. die umfangreichen Änderungen des SGB VIII durch das Gesetz zur Weiterent-wicklung der Kinder- und Jugendhilfe Ende 2005, das Zuwanderungsrecht, die Grund-gesetzänderungen durch die Föderalismusreform) und konkret geplante Gesetzesvorhaben besteht  ein hoher Beratungs- und Informationsbedarf.

Wegen der zunehmenden Bedeutung wird künftig  das Thema der interkulturellen Öffnung der Jugendämter sowie ihrer Maßnahmen und Angebote in diesem Arbeitsbereich eine noch größere Rolle spielen. 

Die Anzahl und die Größe der Jugendämter in Nordrhein-Westfalen unterscheidet sich von der in anderen Bundesländern, die nur auf der Ebene der Kreise, ggf. kreisfreien Städte, Jugendämter haben.  Über 65 % der Jugendämter im Rheinland sind heute schon für weniger als 70.000 Einwohner zuständig. Vor allem diese kleinen und mittleren Jugendämter benötigen die fachliche 
Unterstützung durch das Landesjugendamt. Beratung in allen jugendhilferelevanten Bereichen und Fortbildungen sind in Zeiten knapper Haus-haltsmittel bei den Kommunen stärker gefragt als zuvor. Dabei wird durch die überregionale Sicht des Landesjugendamtes eine einheitliche Rechtsanwendung  im Interesse der örtlichen Träger sichergestellt.

Einmal im Monat erscheint der Newsletter „Rechtsfragen der Jugendhilfe“ mit Hinweisen auf  die aktuelle Gesetzgebung des Bundes und des Landes NRW, Rechtsprechung, Termine, Publikationen und Meldungen.

Es ist absehbar, dass die Neuregelungen im Kapitel über die Kostenbeteiligung durch das KICK längerfristig zu einem abnehmenden Beratungsbedarf führen werden. Dafür wird sich dieses Arbeitsfeld zukünftig entsprechend der politischen Vorgaben auf Bundesebene mit Fragen der Familienförderung zu befassen haben und die Jugendämter entsprechend beraten.

Der Wandel der Beistandschaft in eine Beratungs- und Unterstützungsrolle und die Pläne der Bundesregierung in Richtung einer einheitlichen Familienförderung führen zu einer Ausweitung dieses
Tätigkeitsbereichs. 

Die Tätigkeit der Arbeitskreise hat verdeutlicht, dass der Beratungsbedarf der Kommunen erheblich ist.



	Kostener-stattung/ -beiträge


	6
	Überörtliche Kostenerstattung von Jugendhilfeleistungen an rheinische und außerrheinische Jugendämter

Hat ein Hilfesuchender keinen „gewöhnlichen Aufenthalt“ so werden die Jugendhilfeaufwendungen regelmäßig aus Landes- und LVR- Mitteln finanziert. Dies betrifft auch die Jugendhilfeaufwendungen für unbegleitete minderjährige 
Flüchtlinge, die um Asyl nachsuchen. Im Landesjugendamt werden diese Aufwendungen an rheinische und außerrheinische Jugendämter im Rahmen der überörtlichen Kostenerstattung erstattet.

Beratung in Fragen der 

-Örtlichen Zuständigkeit/Kostenerstattung/Abgrenzung von Jugendhilfe und Sozialhilfe

- Klärung von Zuständigkeits- und Kostenerstattungsfragen 

Die Bestimmung der örtlichen Zuständigkeit gemäß §§ 86 ff. SGB VIII und die Verpflichtung zur Kostenerstattung gemäß §§ 89 ff. SGB VIII führen vielfach zu Meinungsverschiedenheiten der örtlichen Träger untereinander. Das Sachgebiet unterstützt bei der Klärung von Zuständigkeits- und Kostenerstattungsfragen im Einzelfall und generell durch Stellungnahmen, Rundschreiben, Empfehlungen, Inhouseveranstaltungen und Arbeitskreise (Arbeitskreis “Klaukids”).

§§ 85 Abs. 2  SGB VIII i.V.m. 

§§ 86-89 SGB VIII


	Die Vernetzung der Funktionen Antragsbearbeitung, Beratung und Unterstützung aus einer Hand auf überörtlicher Ebene hat sich bewährt. 

Die Zahl der eingehenden Erstattungsanträge für unbegleitet eingereiste Minderjährige wird durch ein bundesweites Belastungsausgleichsverfahren bestimmt. Durch erhebliche Zahlungen in der Vergangenheit ist ab 2005 ein Rückgang der dem Landesjugendamt Rheinland zugeteilten Fälle und damit der Ausgaben zu verzeichnen. 

Auf die Wiederbesetzung einer Stelle (43.21 040) kann daher verzichtet werden.
Seit der Auflösung der Spruchstellen für Fürsorgestreitigkeiten nehmen die rheinischen Ju-gendämter zunehmend das Beratungs- und Vermittlungsangebot des Landesjugendamtes in An-spuch. Diese Tendenz wird sich fortsetzen, da die Jugendämter angesichts der hohen im Einzelfall zu erwartenden Jugendhilfekosten Rechtssicherheit benötigen. Eine Klärung der strittigen Sachverhalte durch die Verwaltungsgerichte ist für die Kommunen häufig zu langwierig. Hinzu kommt, dass die Inanspruchnahme der Verwaltungsgerichte inzwischen auch kostenpflichtig ist.
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	Fachberatung und Fortbildung der Jugendämter im Bereich  Jugendhilfeplanung

Fachberatung und Projektentwicklung

Beratung kommunaler Jugendämter

Fortbildungen und Fachtagungen

Qualifizierung der Instrumente der Jugendhilfeplanung

Netzwerk Jugendhilfeplanung

Informationen und Infodienste

Die integrale Verbindung der Bereiche Beratung, Fortbildung und fachliche Kommunikation (mit Fachwelt, Politik und 
Wissenschaft) qualifiziert die einzelnen Angebotbereiche der Fachberatung Jugendhilfeplanung. Sie garantiert aktuelle Fortbildungsinhalte, gewährleistet Beratungskompetenz und unterstützt überregionale fachliche und fachpolitische Diskussionsprozesse.

§§ 80, 81, 85  SGB VIII

Konzept Jugendhilfeplanung Rheinland, lt. Beschluss des LJHA

-  HzE- Bericht – Berichtswesen zu den Erziehersichen Hilfen

-   Demografie, Bündelung  aktuellerInformationen und Fortbil-
    dungen zum Thema

-   Datengrundlagen für die kommunale  Jugendhilfeplanung       ( CD-  ROM mit vielfältigen Planungs- und  Strukturdaten        für  Nordrhein- estfalen in Kooperation mit dem                        Landesamt für Datenverarbeitung und Statistik)

-   Fachbereichsbezogene überörtliche  Jugendhilfeplanung,      

     dezernats- und amtsübergreifende (Modell-)Projekte.

-    Arbeitsgruppe “Gesunde Lebenswelten” zur Verbesserung der Zusammenarbeit von Jugendhilfe,  Gesundheitswesen und  Schule. §§ 85, 81 SGB VIII  Konzept Jugendhilfeplanung  Rheinland, lt. Beschluss des LJHA


	Die Anforderungen an eine effektivere Steuerung der Jugendhilfe steigen kontinuierlich. Nicht nur durch die Einführung des Neuen Kommunalen Finanzmanagements  (NKF), sondern auch ausgelöst durch stetig steigende Kosten der Jugendhilfe, besteht hier Beratungs- und Fortbildungsbedarf insbesondere bei kleineren Jugendämtern. 

Die Anforderungen an kommunale (Jugendhilfe-) Planung weiten sich kontinuierlich aus. Kein Jugendgesetz und keine Richtlinie in NRW, die nicht auf Planung und Jugendhilfeplanung verweist. 

Eine der größten Herausforderungen ist die Gestaltung „kommunaler Bildungslandschaften“, die ohne kommunale Planung (ein Stichwort: abgestimmte Schulentwicklungsplanung und Jugendhilfeplanung) nicht möglich ist. Hier wird es notwendig sein, Informationen und Modelle sowie konkrete Beratungsleistungen anzubieten.

Weiterentwicklung der Überörtlichen Berichterstattung zu den erzieherischen Hilfen.

Nordrhein-Westfalen verfügt mit dem „HzE-   Bericht“, den die Landesjugendämter durch die Universität Dortmund erstellen lassen, über ein effizientes und kostengünstiges überörtliches Berichtswesen zu den erzieherischen Hilfen. Es sind nur geringe Zusatzerhebungen (zukünftig keine) notwendig, da auf die Daten der gesetzlichen Jugendhilfestatistik zurückgegriffen wird. 

Im Zuge weiterer Verbesserungen wird der Bericht zukünftig weiter auszubauen sein. So wurde für den aktuellen Bericht ein EDV-Auswertungstool entwickelt, das den Jugend-ämtern kostenlos zur Verfügung steht und eine Aufbereitung der jugendamtsbezogenen Daten ermöglicht. Weitere Schritte, z.B. die Integration zusätzlicher Sozialdaten und differenzierte Ergänzungsauswertungen werden folgen.

Demografie

Neben der kontinuierlichen weiteren Information und Aufbereitung der Zahlen wird es zukünftig verstärkt um die Implementierung von Strategien zum Umgang mit dem demografischen Wandel gehen. Die Fachberatung Jugendhilfeplanung wird Veranstaltungen und langfristig auch Beratungsleistungen zu diesem Themenkomplex entwickeln.
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	Zentrale Fortbildungsstelle (ZFS)

Fortbildungsangebote für Mitarbeiter/innen öffentl. und freier Träger
Das Landesjugendamt bietet Fortbildungen als 

     -  Tagungen, 

     -  Seminare, 

     -  Kurse und 
     -  Inhouse- Veranstaltungen an. 
Die ZFS übernimmt das Teilnehmermanagement, die Veranstaltungsorganisation und die Vereinnahmung der Teilnehmergebühren.

§ 85 Abs.8  SGB VIII;

Leitfaden Fortbildung des LJA

Interne Qualifizierung der  

Fortbilder/innen des LJA

Im Rahmen der Fortbildungsoffensive des LJA wird seit 2002 die Qualifizierung, der Informationstransfer und die gemeinsame Nutzung des Wissenspool der rund 45 Fortbilder/innen des LJA unterstützt: 

- jährliche Dezernatsfortbildungskonferenz,

- Qualifizierungsseminare zur didaktischen und methodischen

  Fortbildungskompetenzen, 

- jährliche Fortbildungsklausur.

§ 85 Abs.8 SGB VIII; Leitfaden Fortbildung des LJA

Koordination und Fachberatung „Netze früher Förderung“ (NeFF)

Modellprojekt in Zusammenarbeit mit der FH Köln, das in 6 Modellkommunen durchgeführt wird.

Ziel ist die Entwicklung von Handlungsgrundlagen für die Planung und Steuerung von kommunalen Netzwerken in Verantwortung der Jugendämter – Schwerpunkt Familienzentren. 

Die Projektgruppe im LJA ist ämterübergreifend zusammengesetzt und übernimmt die fachliche Beratung der Modellkommunen.

Projektende 30.4.2009, § 85 SGB VIII

Beschluss des LJHA 

Jugendhilfe Report 

Der Jugendhilfe-Report ist ein ämterübergreifendes Informationsforum der Jugendhilfe im Rheinland. Er bietet mit der Auflage von über 6000 Exemplaren fachliche Beiträge und aktuelle Informationen aus allen Bereichen der Jugendhilfe.

§ 85 SGB VIII

Dezernatsbezogene Öffentlichkeitsarbeit

Publikationen

Bröschüren

(in Absprache mit dem Presseamt)


	Die qualitativ guten und kostengünstigen Fortbildungsangeboten sind ein wichtiger Teil der Personalentwicklung der Jugendämter und werden verstärkt genutzt. Seit  2002 steigen die Anmeldezahlen ständig an.

Es gibt vermehrt Anfragen von Kommunen und  Bildungsanbietern öffentlicher Träger mit dem 
Landesjugendamt zu kooperieren und die Veranstaltungsorganisation auf die ZFS zu übertragen.

Um die strukturelle Verbindung von Beratung und Fortbildung noch besser für die Fortbildungsgestaltung nutzen zu können, macht es Sinn, dass mehr Fortbildungsangebote durch die Fortbilder/innen des LJA selbst gestaltet werden  – als Referent/innen und Trainer/innen. 

Dies macht eine verstärkte Qualifizierung notwendig.

Die Themen “Planung Familienzentren” und  “Netzwerksteuerung” werden für die Jugendämter im Rheinland in den nächsten Jahren in den Vordergrund rücken. Das Projekt gewinnt überregional an Bedeutung und wird vermehrt von Fachleuten in Bezug auf Beratung und Information angefragt.

Die Anforderungen im Bereich der Öffentlichkeits-arbeit i. S. der Darstellung der Leistungen, Service- und Informationsdienste des Landesjugendamtes und im Bereich der Fortbildungsgestaltung mit kommunalen Partnern werden deutlich größer.
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